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(Nr. 13251.) Geſetz zur Anderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags mit Schaumburg-Lippe. Vom 
25. Mai 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
$ 1. 

Der nachſtehend abgedruckte Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe vom 
15./23. Februar 1927 zur Abänderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 24./25. Februar 1908 
(Geſetzeamml. S. 181) wird genehmigt. 

§ 2, 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Mai 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. a Schmidt. 


Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe zur Abänderung 
des Gerichtsgemeinſchaſtsvertrags vom 24.25. Februar 1908. 


Zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe wird vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen 
Genehmigung folgender Vertrag geſchloſſen: 
$ 1. 


Die Artikel 6 und 7 des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 24./25. Februar 1908 erhalten 
folgende Faſſung: 

Artikel 6. 5 

Die Gerichtskoſten, Verwaltungsgebühren und Stempel werden in den aus Schaumburg⸗Lippe 
erwachſenden Sachen nach ſchaumburg⸗lippiſchem Rechte berechnet, ſoweit nicht die Reichsgeſetzgebung 
Anwendung findet. : 

Die Einziehung der Geldſtrafen, Gerichtskoſten, Verwaltungsgebühren und Stempel erfolgt in 
ſolchen Sachen für Rechnung Schaumburg⸗Lippes. Ihm gebühren auch die Einnahmen aus einer Ein- 
ziehung oder Verfallerklärung. 

Soweit jedoch derartige Einnahmen bei dem Kammergericht erwachſen, werden ſie für preußiſche 
Rechnung eingezogen. Schaumburg-Lippe gewährt zu dieſem Zwecke den preußiſchen Behörden dieſelbe 
Rechtshilfe wie den Behörden des eigenen Landes. 
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Artikel 7. 

Die Ausgaben des Oberlandesgerichts in Celle find nach näherer Vereinbarung der Regierungen 
für jedes Rechnungsjahr unter Ausſcheidung der Ausgaben für größere Bauten und Hauptinſtandſetzungen 
und unter Ausſcheidung der Ausgaben für ſolche Tätigkeitsgebiete feſtzuſtellen, bei denen Schaumburg⸗ 
Lippe nicht beteiligt iſt. Zur Vereinfachung der Feſtſtellung können auch Schätzungen einzelner Ausgabe⸗ 
gruppen vorgeſehen oder Pauſchbeträge vereinbart werden. 

Von den ſo ermittelten gemeinſchaftlichen Ausgaben erſtattet Schaumburg⸗Lippe an Preußen den 
Teil, der dem Verhältniſſe der aus Schaumburg⸗Lippe erwachſenen Berufungen und Reviſionen zur 
Geſamtzahl der beim Oberlandesgericht anhängig gewordenen Berufungen und Reviſionen entſpricht. 
Maßgebend iſt das Verhältnis in dem Kalenderjahre, das in dem Haushaltsjahr endet. 


9 2. . 

Die Erhebung der Einnahmen für Rechnung Schaumburg⸗Lippes (Artikel 6 Abf. 2 des Gerichts⸗ 
gemeinſchaftsvertrags) erfolgt in allen Sachen, die nach dem 31. März 1927 beim Oberlandesgericht 
anhängig werden. 

Die Vorſchriften des Artikels 7 des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags finden erſtmalig für das Red). 
nungsjahr 1926 Anwendung. Bei der Abrechnung für dieſes Jahr werden Schaumburg-Lippe von 
Preußen die Einnahmen gutgebracht, die ihm aus den beim Oberlandesgericht in Celle anhängigen oder 
anhängig geweſenen ſchaumburg⸗lippiſchen Sachen im Rechnungsjahre 1926 zugefloſſen find. 


Berlin, den 15. Februar 1927. Bückeburg, den 23. Februar 1927. 
Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums: 
(Siegel) Der Juſtizminiſter. (Siegel) Schaumburg⸗Lippiſche Landesregierung. 
am Zehnhoff. Steinbrecher. Iffland. Wiehe. 


(Nr. 13252.) Geſetz über die weitere Gültigkeit des Geſetzes vom 23. März 1926 zur Anderung des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. Vom 4. Juli 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Im Artikel 2 Satz 2 des Geſetzes vom 23. März 1926 zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze (Geſetzſamml. S. 99) ift ſtatt „16. Juli 1927“ zu ſetzen „1. Oktober 1928, 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Juli 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Minifterpräfidenten: 
Hirtſiefer. Schmidt. 


(Nr. 13253.) Verordnung über die Erhebung der Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein. Vom 20. Juni 1927. 


Auf Grund des § 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die F vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. 
S. 126) in der durch die Geſetze vom neuen > abgeänderten Faſſung wird verordnet, 


was folgt: 
folg 6 1 


Die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schleswig⸗Holſtein werden nach dem Maßſtabe 
der Einheitswerte auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes vom 10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 214) auf die 
beitragspflichtigen Beſitzungen umgelegt. Maßgebend für die Verteilung der Beiträge find die Einheitswerte des 
der Ausſchreibung der Beiträge vorangegangenen letzten Hauptfeſtſtellungszeitraums. 


De 


§ 2. 
Von denjenigen beitragspflichtigen Beſitzungen, für die ein Einheitswert wegen Geringfügigkeit nicht feft- 
geſtellt worden iſt, werden die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer nach einem angenommenen Einheitswerte 
von 2 500 Reichsmark erhoben. 93 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Sie hat auch für die von der Landwirt— 
ſchaftskammer am 28./29. März 1927 beſchloſſene Umlage Geltung. Die Verordnung vom 26. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 463) wird aufgehoben. 


Berlin, den 20. Juni 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Hirtſiefer. Steiger. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597—). 


In Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 132 vom 9. Juni 1927 ift eine Bekannt⸗ 
machung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten über Anderungen der Satzungen 
der Landwirtſchaftskammer Oberſchleſien in Oppeln vom 5. Juni 1927 veröffentlicht, die am 10. Juni 1927 in Kraft 
getreten iſt. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Vekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. November 1926 


über die Genehmigung der Ausdehnung des Geſellſchaftszwecks der Nordhauſen⸗Wernigeroder 
Eiſenbahngeſellſchaft auf die Einrichtung und den Betrieb von Kraftwagenlinien 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 26 S. 115, ausgegeben am 25. Juni 1927; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Mai 1927 
über die Genehmigung von Satzungsänderungen des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die 
Provinz Schleswig⸗-Holſtein 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 25 S. 209, ausgegeben am 18. Juni 1927; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg, G. m. 
b. H. in Herford, für die Kühlwaſſerverſorgung des Kraftwerkes in Kirchlengern 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 26 S. 100, ausgegeben am 25. Juni 1927. 
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